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W latach 1970-1976 udział francuskiego rolnictwa w  produkcji rolnej EWG spadł 
z 30,1% do 28,5%, podczas gdy w  tym samym czasie udział N iem iec wzrósł z 10,7% do 
19,5%. Było to związane z m.in. niestabilnością monetarną Francji i wzrostem kosztów  
produkcji. Z kolei N iem cy dzięki silnej marce i niskiej inflacji zaczęli odnosić sukcesy.

Na zakończenie warto przytoczyć opinię Edgara Pisaniego, że WPR dobrze w ypeł­
niała swoją rolę do lat 1972-1973, gdyż zapewniła Europie samowystarczalność. Prob­
lemy zaczęły się później, gdy zamiast ją zm ienić po osiągnięciu zakładanych wcześniej 
celów, nadal ją kontynuowano1.
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ABSTRACT

The object o f  the article is to show the role o f  France under de Gaulle s rule in the preparation o f the 
Common Agricultural Policy in the years 1958-1969 as well as to answer the question whether the CAP 
met the hopes that de Gaulle and the French farmers placed in it. Three issues are discussed: France’s ac­
tivity fo r  the creation o f the CAP in the years 1958-1962, controversies over establishing common prices 
for agricultural goods and efforts to develop a system o f  financing the CAP. The article argues that wider 
de Gaulle’s rule France played a decisive role in the creation o f  the CAP as the French leader wanted to 
,l<rn it into an instrument which was to help modernize and restructure French agriculture thus contribut­
es to the improvement o f  the living conditions o f  French farmers. In the case o f  France the balance o f  the 
CAP ¡n the period o f  de Gaulle s rule was rather positive although not all o f  the initially assumed goals 
Were achieved.

SCHWACHE INSTITUTIONALISIERUNG DES SLOWAKISCHEN 
PARTEIENSYSTEMS (BIS ZUM JAHR 2012)

EINFÜHRUNG

Nach den Parlamentswahlen 2010 hat sich die Zusam m ensetzung des N ational­
s t e s  der Slow akischen Parteien im Vergleich zu der vorherigen Legislaturperiode 
Wesentlich geändert. Eine der ältesten slow akischen Parteien, die Volkspartei -  B e­
le g u n g  für eine demokratische Slowakei (E S-H Z D S)2, mit Vladimir M eciar an 
~er Spitze, blieb nach 19 Jahren seit ihrer Gründung vor der Parlamentstür stehen. 
Ebenfalls gelang es der Partei der Ungarischen Koalition (SM K ) nicht, die fünfpro­

1 De Gaulle en son siècle, t. 5, s. 180.
Bezeichnungen aller relevanten Parteien und deren Abkürzungen sind in der Tabelle 1 zu finden.
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zentige Hürde zu bewältigen. Im Gegenteil: Zw ei ganz neuen Parteien gelang es ins 
Parlament einzuziehen; dem M ost-Hid mit dem ehem aligen Parteivorsitzenden der 
SM K Bela Bugär an der Spitze und der liberalen Partei Freiheit und Solidarität (SaS). 
D ie Wahlperiode unter diesen Umständen hat jedoch  nicht die ganzen vier Jahre ge­
dauert. In der rechtsliberalen Koalition gab es ständig Konflikte verschiedener Art 
(nicht nur ideologische, sondern auch persönliche). Einer der wichtigsten Konflikte, 
über EU-Rettungsfonds, mündete bereits 14 Monate nach der Regierungserklärung 
(am 11. Oktober 2011) in den Sturz des Radicovä-Kabinettes.

Der Text beruht auf der Annahme, dass, obwohl die Zahl der Parteien im National­
rat der Slowakischen Republik nach den Wahlen 2010 gleich hoch war w ie in der vor­
herigen Legislaturperiode, die Zusammensetzung des neugewählten Parlaments auf 
eine dauernde Instabilität des Parteiensystems hindeutete. A ls eines der bedeutendsten 
Merkmale des schwach institutionalisierten slowakischen Parteiensystems ist die hohe 
Wählerfluktuation zu nennen, die w egen der Entstehung von neuen Parteien und des 
Niederganges, bzw. der Spaltungsprozesse in bereits etablierten Fraktionen entsteht. 
Nach Klaus von Beym e ist die Wählerfluktuation in den mittel- und osteuropäischen 
Ländern keine echte Volatilität, sondern ein begleitendes Merkmal der Demokratie­
konsolidierung.3 D iese A ussage gilt jedoch eher fiir die ersten Jahre nach dem System ­
w echsel. Es stimmt, dass sich die Konsolidierungsphase in der Slowakei im Vergleich 
zu den anderen mitteleuropäischen Ländern (Tschechische Republik, Ungarn, Polen) 
w egen des undemokratischen Politikstils der Regierung Meöiar zw ischen 1994-1998 
verzögerte, aber die M ängel im Prozess der Demokratiekonsolidierung wurden bereits 
von der ersten Dzurinda-Regierung (1998-2002) beseitigt. Einen B ew eis der Höhen­
phase des Dem okratisierungsprozesses stellt der Beitritt des Landes zur Europäischen 
Union 2004 dar. D ie konsolidierte Demokratie ist jedoch keine Voraussetzung für ein 
gut institutionalisiertes Parteiensystem. Auch in den Ländern, in denen die Demokratie 
längst etabliert worden war, sind heute Merkmale eines schwach institutionalisierten 
Parteiensystems zu finden (hohe Volatilität, Entstehung und Erfolg von neuen Parteien, 
Parteien im Schatten ihrer Führer). Im Falle der Slowakei wird angenommen, dass das 
Dem okratieniveau keine bedeutende Rolle im Prozess der Institutionalisierung von 
Parteien spielt. Das Parteiensystem war instabil sow ohl in der Zeit der dritten Meciar- 
Regierung (1994-1998), als die Demokratie noch nicht konsolidiert war, als auch nach 
dem Eintritt des Landes in die transatlantischen Strukturen 2004.

Das Z iel d ieses Beitrags ist, bedeutende Ursachen der schwachen Institutionalisie­
rung in der Slow akei nach 2010 zu finden. Bei der Untersuchung der Institutionalisie­
rung wird von dem Konzept von Scott M ainwaring ausgegangen, aber es werden auch 
Aufsätze von anderen Autoren demonstriert. Zuerst wird der B egriff der Institutiona­
lisierung definiert und danach werden die K ennzeichen eines gut und eines schlecht 
institutionalisierten Parteiensystem s erörtert. Anschließend wird nach diesem  Modell 
das slow akische Parteiensystem  untersucht.

CHARAKTERISTIK DES SLOWAKISCHEN PARTEIENSYSTEMS

Dem okratische Parteiensysteme werden in der Regel nach drei Markmalen klassi­
fiziert: erstens nach der Anzahl der relevanten Partien und ihrer Größe, zw eitens nach 
ihrem ideologischen Abstand und drittens nach dem Grad der Institutionalisierung

5 K. von Beyme, Parteien im Prozess der demokratischen Konsolidierung, in: VV. Merkel, E. Sandschnfi 
der (Eds.); Systemwechsel 3. Parteien im Transformationsprozess, Opladen 1997, S. 23 -  56, hier S. 46.
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des Parteiensystems. D ie Zahl der Parteien und deren Größe spielt bei Jean Blondel 
eine bedeutende R olle.4 B londel unterschied zw ischen vier Typen der kom petitiven  
Parteiensysteme: Bipartismus, Zweieinhalbparteiensystem , Multipartismus ohne eine 
dominierende Partei (dominant party) und Multipartismus mit einer dominierenden  
Partei. Nach dem M odell B londeis kann man das Parteiensystem  in der Slowakei als 
ein Vielparteiensystem  ohne eine dominierende Partei bezeichnen. Unter dem B egriff 
»dominierende Partei“ versteht man eine Partei, die langfristig erfolgreich ist und mit 
einer Unterstützung von m indestens 40 Prozent der W ähler rechnen kann. Im K on­
text der Wahrnehmung der Parteiensystem e Blondels gibt es in der Slowakei keine 
dominierende Partei. Das slow akische Parlament setzte sich sow ohl nach 2006 als 
auch nach 2010 zwar aus sechs Parteien zusam men, jedoch nicht aus denselben. Seit 
der Gründung der Slow akischen Republik im  Jahre 1993 gab es im Parlament zw ei 
große Parteien. 1992 und 1994 erreichte die US-HZDS Meciars das beste W ahlergeb­
nis (37,3 bzw. 35 Prozent), aber 1998 und 2002 war die Stärke der ES-H ZDS und 
der Slow akischen Dem okratischen K oalition (SD K ), bzw. der SD K Ü -D S ausgegli­
chen. Bei den Wahlen 2006 erlitt die LS-H ZDS eine W ahlniederlage, aber knapp unter 
30 Prozent der Stimmen erlangte die linksorientierte Partei Smer-SD. Damit über­
nahm sie die Position einer starken, aber im Sinne von Blondels M odell nicht die 
einer dominierenden politischen Partei. Erfolgreich waren die Sozialdemokraten auch 
bei den Wahlen 2010, aber mit 35 Prozent der Stim m en waren sie nicht fähig, einen  
genügend starken Partner zu finden, um im Parlament die absolute Mehrheit zu errei­
chen und die Regierung zu bilden. Smer-SD geriet damit in die gleiche Situation w ie  
die LS-HZDS nach den Wahlen 1998 und 2002, als die Siegerpartei in die Opposition  
gehen musste.

D ie M arginalisierung der gegenwärtigen Linken hängt nicht nur mit dem ideologi­
schen Abstand zw ischen dem linken und dem rechten Flügel zusam men. Das niedrige 
Koalitionspotential der Siegerpartei von 2010 war die K onsequenz starker persön­
licher Anim osität zw ischen Vertretern von rechten Fraktionen und der Linken. Der 
'deologische Abstand zw ischen den Parteien ist das nächste Kriterium für eine K las­
sifizierung der Parteiensysteme. Im slow akischen Parlament 2010-2012  war die „Lin­
ke“ durch eine relativ große Partei (Sm er-SD) vertreten, die „M itte“, bzw. „Rechte“ 
durch vier Parteien (SD K Ü -D S, SaS, M ost-Hid und KDH). Dazu zählt man noch die 
Slowakische Nationalpartei (SN S), die auf der ideologischen A chse nur schwer einzu­
ordnen ist. Giovanni Sartori definiert das Parteiensystem  mit fünf oder sechs Parteien 
als einen moderaten Pluralismus.5 In einem  solchen Typus des Parteiensystem s gibt 
es keine Antisystemparteien, die Politik der Parteien und ihrer Vertreter ist w enig  
Populistisch, es gibt einen breiten K onsensus über demokratische Spielregeln, und es 
kommt regelm äßig zu R egierungswechseln, gew öhnlich  zw ischen der Linken und der 
Rechten. Eine Antisystempartei gab es im Nationalrat nur einm al (Kom m unistische 
Partei der Slow akei), und zwar zw ischen 2002 und 2006. Seitdem  sind die Kommu- 
msten nicht fähig, die Fünfprozenthürde zu bewältigen und befinden sich am Rande 
des Interesses der Wähler. Trotz der A bw esenheit einer Antisystempartei im slow aki­
schen Parlament 2006-2012 , gewannen einige Parteien ihre Wähler immer noch durch 
nationalistische oder sozialpopulistische Rhetorik. Trotz des Populism us akzeptieren  
^'e m eisten Parteien jedoch die Grundprinzipien der Demokratie. Nur die Einstellung  
^er Slow akischen Nationalpartei, die in der europäischen Presse oft als eine rechts-

Vgl. J. Blondel, Party Systems and Pattern o f  Government in Western Democracies, „Canadian 
mal o f Political Science“ Bd. l,N r.2 , 1968, S. 183-203.

Vgl. G. Sartori, Parties and Party Systems. A Framework fo r  Analysis, Cambridge 1976.
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extrem istische Partei bezeichnet wird6, kann w egen einiger nationalistischer Parolen, 
w elche oft gegen die ungarische Minderheit und die Rom a-Bevölkerung gerichtet 
waren, in Frage gestellt werden. Im Dezem ber 2010  war der ehem alige Parteipräsi­
dent Slota sogar der einzige slow akische Politiker, der dem belarussischen Diktator 
Alexander Lukaschenko zum  Erfolg bei den Präsidentschaftswahlen gratulierte. Na­
tionalpopulistische Ideen, in erster Linie Attacken au f die ungarische M inderheit und 
deren politische Vertreter, werden jedoch  auch in Reden von anderen politischen Ak­
teuren verwendet, vor allem  bei den Sozialdemokraten und auch bei dem heute bereits 
ehem aligen Staatsoberhaupt Ivan Gasparoviö. Gerade das ethnische Anderssein bildet 
den nächsten parteipolitischen Abstand, der nicht nur zw ischen politischen Akteuren 
sondern auch zw ischen deren Anhängern entsteht, besonders zw ischen Wählern der 
SNS und der M ost-Hid, in früheren Wahlperioden zw ischen der SNS und der SM K.7

Anhand des ideologischen Abstandes unter den Parteien ordne ich das slow aki­
sche Parteiensystem an der Grenze vom  moderaten zum  polarisierten Pluralismus ein. 
Z w ischen den rechten und linken Parteien auf der einen Seite und den slowakischen  
Nationalisten und der M ost-Hid auf der anderen Seite gibt es bedeutende Abstände, 
die sich folgenderw eise während Parlamentssitzungen widerspiegeln. Unter den Ko­
alitionsparteien wird in der R egel K onsensus getroffen, dass sie im Parlament Op­
positionsanträge nicht unterstützen. Auch vorteilhafte G esetzesvorschläge aus den 
Bänken der Opposition haben nur m inim ale Chancen von der Koalitionsmehrheit an­
genom m en zu werden. D ie A ussage über U nm öglichkeit der Kooperation zwischen  
K oalitions- und Oppositionsparteien gilt jedoch  nur auf der nationalen, nicht aber auf 
der regionalen oder komm unalen Ebene. Bei den Kom munalwahlen 2010 gab es zahl­
reiche W ahlkoalitionen zw ischen linken und rechten Parteien, und so w ie nach 2006 
wurden auch nach 2010 in manchen Städten und Gemeinden gem ischte Koalitionen  
gebildet. Im Falle der Beziehungen zw ischen der SN S und der M ost-Hid gilt die A ni­
m osität auch au f der komm unalen Ebene. Nur in einer kleinen Gem einde in der Ost­
slow akei (Hrom os) war 2010 der Kandidat zum Bürgermeisteramt von Ortsverbänden 
beider Parteien unterstützt worden.

Das dritte Kriterium für die K lassifizierung der Parteiensystem e, dem w eit mehr 
Aufm erksam keit gew idm et wird, ist dessen Institutionalisierung. Samuel Huntington 
definierte diesen B egriff als den „process by w hich organization and procedures ac- 
quire value and stability.“8 Er unterschied vier D im ensionen der Institutionalisierung: 
Anpassungsfähigkeit, Komplexität, Autonom ie und Kohärenz. Unter Anpassungsfä­
higkeit versteht er nicht nur die Fähigkeit der Partei, die erste Generation von lei­
tenden Personen zu überleben, sondern auch die Bereitschaft, nach dem Wahlerfolg 
Regierungsverantwortung zu übernehmen bzw. aus der Opposition in die Regierung 
überzugehen. D ieses Kriterium zu betrachten ist besonders bei den postkomm uni­
stischen Staaten von Bedeutung, w o Parteiensystem e nach mehr als vierzigjähriger 
Herrschaft der Kom munisten neu gegründet worden waren. Während die Entwick­
lung der westeuropäischen Parteiensysteme auf den klassischen sozioökonom ischen  
Spaltungslinien9 beruhte, bewirkte der langjährige Kommunism us eine soziale N ivel-

6 Vgl. z.B. R. Vetter, Slowakei kämpft mit Nazi-Vergangenheit “Handelsblatt”.de. 16.03.2009-
<http://www.handelsblatt.com/politik/intemational/links-rechts-regierung-slowakei-kaempft-mit-naz1'
-vergangenheit/3135270.html>.

Vgl. T. Haughton, M. Rybär, A Change o f Direction: The 2006 Parliamentary Elections and Party P°^ 
tics in Slovakia, „Journal of Communist Studies and Transition Politics“ Jh. 24, No. 2, Juni 2008, S. 232-255.

8 Vgl. S. Huntington, Political Order in Changing Societies, New Haven 1968, S. 12.
9 Vgl. S. M. Lipset, S. Rokkan, Party Systems and Voter Alignments: An Introduction, in: D'cS' 

(Eds.) Party Systems and Voter Alignments. Cross-National Perspectives, New York 1967.
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lierung der Gesellschaft. D ie durch die permanenten Eingriffe der Kommunisten ge­
änderte Sozialstruktur der G esellschaft10 w iderspiegelte sich in der Entwicklung von  
neuen Parteien. In den postkom m unistischen Demokratien hing das Wählerverhalten 
in den ersten Jahren nach dem  System w echsel vorwiegend nicht von der Zugehörig­
keit der W ähler zu einem  sozioökonom ischen Segm ent ab, sondern von deren Ein­
stellungen zu aktuellen politischen Themen" und von der Popularität der politischen  
Akteure.

Was das nächste Merkmal des institutionalisierten Parteiensystem s -  deren K om ­
plexität -  betrifft, ist d iese nach der Zahl der Subeinheiten innerhalb der Parteien­
struktur gem essen. Um eine ausdifferenzierende Organisationsstruktur zu bilden, 
brauchen die Parteien genug Zeit. Wenn sie nur eine kurze Lebenszeit ausweisen, wird 
die Struktur innerhalb der Parteien mangelhaft. D ies ist auch der Fall in der Slowakei, 
wo in der Wahlperiode 2010-2012 nur zw ei im Parlament vertretene Parteien bereits 
>n der Zeit der Dem okratisierungskonsolidierung entstanden. Das nächste Merkmal 
von Huntington, die A utonom ie, ist mit der Stufe der Differenzierung von anderen g e­
sellschaftlichen Gruppierungen verbunden. In der Slowakischen Republik hängt die 
M itgliedschaft in den Parteien von der individuellen Entscheidung ab. Es gibt keine 
kollektive M itgliedschaft, die zur Abhängigkeit einer Partei von einer Gruppe fuhren 
könnte. Verboten ist die Finanzierung der Parteien durch Firmen mit Staatsbeteiligung. 
A usgeschlossen ist jedoch nicht eine Förderung durch Privatuntemehmen. Verdäch­
tigungen, dass zw ischen Parteien und Firmen, die auf staatliche Aufträge angew iesen  
sind, enge Verbindungen durch Spenden bestehen, werden oft Vorkommen, aber aus 
der offiziellen  Buchführung lässt sich das gew öhnlich nicht nachweisen. Schließlich, 
die Kohärenz ergibt nach Huntington die Fähigkeit innenparteilicher Flügel, einen  
Konsensus zu finden.12 D ie G eschichte der slowakischen Parteienlandschaft w eist 
eine M enge von Parteispaltungen auf, die au f der Unfähigkeit zur Kooperation ver­
schiedener Fraktionsflügel beruhten. D iese werden unten noch diskutiert.

Ähnlich w ie bei Huntington wird der B egriff der Institutionalisierung auch von  
anderen Autoren definiert. Nach A ngelo Panebianco13 verfügt eine gut institutionali­
sierte Partei über eine gut ausgebildete innere hierarchische Struktur, in der die zentra­
le Bürokratie eine w ichtige R olle spielt. A lle Organisationsebenen der Partei sind im  
ganzen Staat nach dem gleichen Prinzip entwickelt. D ie Parteien verfügen über genug 
Jfapitalressourcen, w elche aus verschiedenen Quellen stammen. D ie gut institutiona­
lisierten Parteien pflegen gute Kontakte auch zu anderen nichtpolitischen, aber pro­
grammatisch und ideologisch ähnlich orientierten Organisationen (Gewerkschaften  
oder NGOs). Schließlich ist für eine gut institutionalisierte Partei nach A ngelo Pane- 
oianco die Kongruenz zw ischen formalen Norm en der Partei und dem wirklichen in­
nerparteilichen Machtzentrum von Bedeutung. Mit der Frage der Institutionalisierung 
der Parteien befassen sich auch drei deutsche Autoren - Basedau, Stroh und Erdmann, 
die vier Kriterien einer gut institutionalisierten Partei nennen:14 stabile gesellschaftli-

10 Vgl. K. Beyme, Parteien im Prozess..., S. 40.
11 Im Falle der Tschechoslowakei war cs die (tschechische oder slowakische) Nationalität der Wäh­

ler. aber seit der Gründung der Slowakischen Republik 1993 waren es vor allem die Zukunft der tschccho- 
slowakischen Föderation und der Politikstil der Regierung Meiiars, heute sind es Wirtschaftsreformen. 
Gemäß der Nationalität entscheiden sich überwiegend Angehörige der ungarischen Minderheit.

12 Vgl. S. Huntington, Political Order...,
13 Vgl. A. Panebianco, Political Parties: Organization and Power. Cambridge 1988, S. 58-60, hier

14 Vgl. M. Basedau, A. Stroh, G. Erdmann, Die Institutionalisierung politischer Parteien im anglo- 
Phonen Afrika, „KAS/Auslandsinformationcn“ 11/2006, S. 25-45.

S- 58-59.
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che Verwurzelung - A utonom ie, also Unabhängigkeit der Partei von Einzelpersonen  
und einzelnen Gruppierungen außerhalb der Partei, Organisationsniveau, d. h. ausdif­
ferenzierter bürokratischer Apparat und Kohärenz der ganzen Organisation.

Bei der näheren Charakterisierung der Institutionalisierung des slowakischen Par­
teiensystem s wird vor allem  von dem Konzept von Scott Mainwaring ausgegangen.'- 
M ainwaring analysiert die Institutionalisierung von Parteiensystemen nach vier Kri­
terien (Stabilität nach den Regeln der innerparteilichen Konkurrenz, Verankerung der 
Parteien in der G esellschaft, Legitimation der Parteien und Wahlen, Parteiorganisation) 
und unterscheidet dabei zw ei Idealtypen: ein gut und ein schwach institutionalisiertes 
Parteiensystem. A ls Institutionalisierung versteht er einen Prozess, bei dem „prac- 
tice and organization becom es w ell established and w idely known, i f  not universally 
accepted.”16 Ein gut institutionalisiertes Parteiensystem ist nach Mainwaring stabil in 
der innerparteilichen Konkurrenz; Parteien existieren sehr lange und W ählerwande­
rungen passieren selten, w eil die m eisten Bürger sich regelmäßig für die gleiche Partei 
entscheiden und sie w egen ihres Programms und nicht wegen der Kandidaten wählen. 
Parteien genießen bei der Wählerschaft Legitimität, d. h. sie werden als notwendige 
demokratische Institutionen betrachtet. Sie verfügen über bedeutende Material- und 
Humanressourcen. Der Parteiführer, obwohl w ichtig, überschattet nicht die Partei. 
Und umgekehrt, in einem  schwach institutionalisierten Parteiensystem, kommt oft 
zu Wählerfluktuation. Einige Parteien erleben schnellen Niedergang, während andere 
plötzlichen Wahlerfolg erreichen. Parteien sind in der G esellschaft schwach verankert. 
Nur ein kleiner Teil der Bürger wählt regelmäßig die gleiche Partei. D ie Wähler ent­
scheiden sich, eine Partei zu wählen, w egen der Kandidaten, nicht anhand der Partei. 
V iele Individuen oder Gruppen fragen sich nach der Legitimität der Parteien und Wah­
len. Eine bedeutende Gruppe von Bürgern glaubt, dass die Parteien für die Demokratie 
nicht notwendig sind. Parteien verfügen über w enige Ressourcen, sie sind Produkte 
von politischen Führern, und innerparteiliche Prozesse funktionieren nicht gut.17

DIE ENTWICKLUNG DES SLOWAKISCHEN PARTEIENSYSTEMS

D ie ersten slow akischen Parteien entstanden im Zuge des System w echsels und in 
einer nivellierten G esellschaft ohne scharfe Grenzen unter sozioökonom ischen Se­
gm enten. Elektorate von Parteien bildeten sich eher von Standpunkten zu aktuellen 
Them en als von der Zugehörigkeit zu einer Schicht. Zu den Themenkonflikten, von 
denen die Entwicklung der slow akischen Parteienlandschaft nach den ersten Wah­
len 1990 abhing, gehörten die Zukunft des gem einsam en Staates von Tschechen und 
Slow aken, der Politikstil von Meciars Regierung zw ischen 1994 und 1998 und die 
ökonom ische Transformation. Neben diesen Them en war die Entwicklung der slowa­
kischen Parteien auch von der W ahlgesetznovelle von 1998 abhängig. In den jew eili­
gen Zeitabschnitten wurde von m indestens einem  der genannten Them en jede in der 
dam aligen Zeit relevante Partei beeinflusst. D ie Auswirkungen dieser Konfliktlinie11 
w iderspiegelten sich entweder in dem W ählerverlust oder -gew in n , in der Zersplitte­
rung innerhalb der Parteien und der daraus folgender Gründung eines neuen oder dem 
Niedergang eines alten politischen Subjektes.

15 S. Mainwaring, Party Systems in the Third fVave, .Journal of Democracy“ Vol. 9, No. 3, July 199^’ 
S. 67-81.

16 Ebd., S. 69.
17 Ebd., S. 68.
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Zum entscheidenden Faktor für die Bildung von ersten Gründungsparteien in der 
Tschechoslowakei gleich nach dem System w echsel wurde die Zugehörigkeit zu der 
entweder tschechischen oder slowakischen, bzw. ungarischen Nationalität. Vereinigte 
Parteien (tschechoslow akische) waren bei den Wahlen nicht erfolgreich. Ebenfalls 
ohne Erfolg blieben slow akische Varianten tschechischer Parteien. Bereits am Anfang  
der 90er Jahre ließen sich die Parteien nach deren Einstellung zu der Tschechoslo­
wakei profilieren. Nach der Entstehung der Slowakischen Republik 1993 wurde die 
Beziehung zu den Grundwerten der Dem okratie zum Thema mit dem entscheidenden  
Einfluss auf die Entwicklung des Parteiensystems. Es galt vor allem  während Meciars 
dritter Regierung (1994-1998). D ieser Konflikt dominierte in der politischen D iskus­
sion in verschiedener Intensität von der Staatsgründung im Januar 1993 bis zum  April 
2004, als die S low akische Republik der NATO und einen Monat später auch der Euro­
päischen Union beitrat. D ie Christdemokraten zusam men mit den Sozialdemokraten, 
den Liberalen und den Parteien, w elche die ungarische M inderheit vertraten, standen 
auf der Seite des schnellen Integrationsprozesses. D ie G egenseite bildeten die K o­
alitionsparteien von Meciars Regierung. Obwohl seine Regierung den Integrations- 
Prozess gestartet hatte, verlor die Slowakei w egen des undemokratischen Politikstils 
der regierenden K oalition Vertrauen bei westeuropäischen Staaten, und der Republik  
gelang es nicht, zusam men mit den anderen vier Visegrad-Staaten Gespräche über e i­
nen EU-Beitritt zu führen. Der Konflikt über den Politikstil kulminierte in den Wahlen 
1998. D iese Wahlen werden auch als Plebiszit über die Zukunft des Landes betrachtet. 
Die Bevölkerung entschied sich nämlich auch darüber, ob die Slow akei weiter an der 
Peripherie des Interesses von w estlichen Staaten stehen wird oder ob es der neuen  
Regierung gelingt, die Nachbarländer in den Integrationsprozess nachzuholen.

Nach der K onsolidierung der Demokratie wurde die ökonom ische Transforma­
tion zum einflussreichsten Thema für die Formierung der slow akischen Parteienland- 
Schaft. Rechte Parteien, zusam m engeschlossen in der zw eiten Dzurinda-Regierung  
(2002-2006), realisierten tiefe ökonom ische Reformen, einschließlich der Steuerre­
form, der G esundheitswesens- und der Rentenreform. Einerseits w iederspiegelten  
Slch die Reform en in positiven W irtschaftskennziffern. Das slow akische W irtschafts­
wachstum war eines der höchsten unter den EU-M itgliedstaaten, die Arbeitslosigkeit 
Wurde niedriger, ins Land flössen vermehrte Auslandsinvestitionen. A u f der anderen 
Seite machte sich die Regierung durch einschneidende Sozialkürzungen und die Ver­
teuerung von Lebensmitteln sow ie das A nsteigen der Lebenshaltungskosten bei der 
“reiten Bevölkerung unbeliebt. Infolge innerparteilicher Streitigkeiten verloren zw ei 
Regierungsparteien etliche Abgeordnete und der amtierende Premierminister Dzurin- 
da war bis zum Ende seiner Am tsperiode gezw ungen, durch v ie le  Zugeständnisse

unabhängige Abgeordneten eine arbeitsfähige M inderheitsregierung zu erhalten. 
Unter diesen Umständen w uchs die Popularität des sozialdem okratischen Politikers 
Robert Fico, der das Dzurinda-Kabinett ständig kritisierte. Bei der niedrigsten Wahl- 
H e ilig u n g  in der Geschichte der slow akischen Parlamentswahlen (54,7  Prozent) 
Wurde die links stehende Partei Smer-SD bei den Wahlen 2006 mit 29,1 Prozent der 
Stimmen zum Wahlsieger. D ie neue Regierung, gebildet aus der Sm er-SD, Meciars
l S-HZDS und der nationalpopulistischen Slow akischen Nationalpartei (SN S), em ­
pörte die M itglieder der Sozialdem okratischen Partei Europas (SPE). Infolge der g e­
kannten Koalition wurde den Sozialdem okraten die M itgliedschaft in der SPE über- 
Sfhend ausgesetzt, aber nach drei Jahren wurde die Partei w ieder als Vollm itglied in 

Ie SPE aufgenom m en.
Trotz der negativen Reaktion europäischer Sozialdemokraten gelang es dem C hef  

,e* Smer-SD in der ganzen Wahlperiode hohe Popularität zu behalten. Ficos Popula- 
ritat beruhte vor allem  au f der heftigen Kritik an der Reform politik der ehem aligen
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liberal-konservativen Regierung. Im Falle zahlreicher Korruptionsskandale seiner 
Regierung verschob er die Verantwortung von sich selbst auf jene Minister, die von 
den anderen Koalitionsparteien nominiert worden waren. D ie Folge dieser Politik­
komm unikation war eine Steigerung seiner Popularität bei den Wählern, aber eine 
Senkung der Wählergunst für seine Koalitionspartner. Bei den Wahlen 2010 erlang­
te die SNS bei der Fünf-Prozent-Hürde nur 5,07 Prozent von Stimmen und der FS- 
H ZDS gelang es nicht ins Parlament einzuziehen. D ie neue Regierung wurde wieder 
aus vier m itterechtsstehenden Parteien gebildet. A us zw ei christlich-demokratischen  
Parteien (SD K Ü -D S und K DH), aus zw ei ganz neuen Parteien, der liberalen Partei 
Freiheit und Solidarität und der Partei M ost-Hid, der Partei der ungarisch-slowaki­
schen Zusammenarbeit.

INSTITUTIONALISIERUNG DES SLOWAKISCHEN PARTEIENSYSTEMS

Einer der bedeutenden Indikatoren der Institutionalisierung von Parteiensyste­
m en ist das A lter der Parteien .18 Je ältere Parteien im Parlament zu finden sind, 
desto m ehr ist das System  institutionalisiert. D as Parteiensystem  ist gut institutio­
nalisiert, w enn  sich  die parteipolitische Zusam m ensetzung des Parlam ents nicht 
oft oder gar nicht ändert. Z w an zig  Jahre nach dem  S ystem w ech sel kann das slo­
w ak isch e Parteiensystem  nach d iesem  Kriterium als nicht gut institutionalisiert 
bezeichn et werden. Bereits innerhalb von zehn Jahren nach dem  S ystem w echsel 
kam es zu Spaltungen in allen  Gründungsparteien und anschließend ebenso in den 
m eistens relevanten Subjekten. D ie A nnahm e ein es schw ach  institutionalisierten  
System s dem onstriert auch die Z usam m ensetzung des N ationalrates nach 2010. 
D ie  ältesten Parlam entsparteien, d ie 2 0 1 0 -2 0 1 2  im Parlament vertreten waren, 
sind die C hristlich-dem okratische B ew egu n g und die S low ak isch e N a t io n a lp a r te i -  
B eid e entstanden 1990, bereits vor den ersten freien W ahlen im  Juni 1990. Bei 
der Interpretation der Entstehung der m odernen S N S  erscheint oft d ie Ansicht, 
dass die gegenw ärtige S N S  der direkte N ach folger der historischen  S N S aus der 
vorautoritären Z eit (1 8 7 1 -1 9 3 8 ) sei. D iese  Ü berzeugung wird sow ohl von  Partei­
m itgliedern als auch von einigen Forschem  präsentiert. D ie historische SN S ist die 
älteste Partei und ist im 19. Jahrhundert der bedeutendste Vertreter des slowakischen  
Volkes gew esen. Aber zw ischen der historischen und der modernen SNS gibt es eine 
Tradition des W ählerverhaltens weder im regionalen noch im religiösen Sinne. D>e 
frühere SN S wurde in den 30er Jahren vor allem  von der evangelischen Bevölkerung 
gewählt, und in ganz anderen Regionen als heute. Ebenfalls gibt es keine personelle 
Verbindung zw ischen den beiden Parteien, und die SNS existierte weder in der Illeg3' 
lität noch im E xil19, w ie zum B eisp iel die tschechischen Sozialdemokraten.

O bwohl die KDH und die SN S die ältesten Parteien sind, gelang es ihnen nicht, 
m ehrm alige Spaltungen zu vermeiden. Bei den Christdemokraten kam es zur Spa1' 
tung viermal. Erstmals noch vor der offiziellen  Registrierung der Partei 1990, als

18 Vgl. K. Janda, Political Parties. A Cross-National Survey, New York, London 1980.
19 Vgl. K. Puskâsovâ, Sûiasnâ Slovenskâ nârodnâ strana ako najstarśi Subjekt na Slovensk11"  

.Slovenskà politologickâ revue“, Jh. K , No. 4, S. 62-92.

Verankerung der Parteien in der Gesellschaft
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ungarische Christdemokraten die Partei verließen und eine eigene Ungarische Christ­
demokratische Bew egung mit Bela Bugär an der Spitze gründeten. D iese Spaltung 
war die Folge der nationalen Spaltungslinie zw ischen der slow akischen und ungari­
schen W ählerschaft. Das Wahlverhalten von Angehörigen der ungarischen Minder­
heit wird bis heute vor allem  von der nationalen und nicht von der konfessionellen  
Zugehörigkeit geprägt. 1992 beeinflusste die Stabilität der KDH die Ansichten über 
die Zukunft der Tschechoslowakei. Aus der Partei traten die Vertreter eines schnel­
len Zerfalls der Föderation aus. Zehn Jahre danach gründete M ikuläs Dzurinda eine 
eigene Partei, und schließlich verließen 2006 langjährige M itglieder mit Franti§ek 
M iklo§ko und Vladimir Palko an der Spitze, die Gespräche mit den Sozialdem o­
kraten über eventuelle K oalitionsbildung ablehnten, die Partei. Während die ersten 
zwei Spaltungen noch von bedeutenden Them en beeinflusst wurden, waren die zw ei 
folgenden Ausdruck einer mangelnden Kohärenz innerhalb der Partei. Bei der B e­
trachtung des Alters folgt der KDH und der SNS die Volkspartei -  Bew egung für 
eine demokratische Slowakei (ES-H ZD S), die jedoch bei den Wahlen 2010 nicht ins 
Parlament gelangte. Obwohl sie 1991 gegründet wurde, hatte sie bis heute nur einen  
Vorsitzenden, und zwar Vladimir Meciar. Der Wahlerfolg, bzw. der Niedergang der 
Volkspartei hing von der Popularität, bzw. dem Popularitätsverlust ihrer Vorsitzenden  
ab. D ie freie innerparteiliche Konkurrenz war in der Partei faktisch unterdrückt. D iese  
Bedingungen bew egten mehrere Persönlichkeiten zum Austritt aus der Partei und der 
Gründung neuer Fraktionen. Was das Alter betrifft, folgt nach der ES-H ZDS die Partei 
der Ungarischen K oalition (SM K ), die als Folge von Meciars G esetznovelle 1998 aus 
drei kleineren ungarischen Parteien gegründet wurde. Ebenfalls w ie die ES-H ZDS  
war die SM K 2010 nicht fähig die Hürde zu überspringen. D ie heutzutage populär­
ste Partei Smer-SD wurde 1999 gegründet und ein Jahr später die Slow akische und 
Christliche Union -  Demokratische Partei (SD K Ü -D S), aus der die Premierministerin  
(2010-2012) Iveta Radicovä stammte.

Nach den Wahlen von 2006 setzte sich das Parlament aus sechs Parteien zusam ­
men. Im Laufe der W ahlperiode kam es zur Spaltung in der SM K, nachdem  der lang­
jährige Parteipräsident Bela Bugär vom  Parteitag nicht w ieder in das Am t gewählt 
'''Orden war. Bugär gründete später eine neue Partei, M ost-H id (dt. Brücke), w elche  
bei den Wahlen 2010 erfolgreich war. Neben der Partei M ost-H id gelangte in das 
' arlament auch die ganz neue liberale Fraktion SaS. In der vorherigen Wahlperiode 
war es zu Turbulenzen auch innerhalb der SD K Ü -D S kam. Der Vorsitzende Dzurin- 
da kandidierte nicht zum  Abgeordneten w egen  unklarer Parteifinanzierung. D ie in- 
nenparteilichen Vorwahlen entschieden, dass die W ahlkampfleiterin Iveta Radicovä  
Wurde.

Während der m ittel-rechte F lügel 20 1 0  - 2012  von  vier Parteien repräsentiert 
^ ar, hatten die L inken nur einen  Vertreter im  Parlament, d ie S m er-Sozialdem o-  
kratie. O bw ohl d ie Sm er-SD  1999 als eine pragm atische20 und an keine Id eologie  
gebundene Partei gegründet w orden war, gelang  es dem  Parteipräsidenten Robert 

ico, vor allem  die links orientierte W ählerschaft anzusprechen und allm ählich  
^Ie in m ehrere Zwergparteien zersplitterte Linke in e in e Fraktion zu integrieren. 
Außerhalb der vereinten linken Partei b lieben  nur die K om m unisten und d ie Grü- 
nen, die heute zu den m arginalen außerparlam entarischen linken Gruppierungen
gehören.

Vgl. J. Maruäiak, Fenomen strany Smer: medzi „pragmalizmom" a socialnou demokraciou, 
■Sifedoevropske politicke Studie“ , Jh. VIII, No. 1, 2006, S. 19-55.
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T ab e lle  1

Gründungsjahr der Partei und Jahre im Parlament (1989-2010****)

Partei Gründungsjahr Jahre 
im Parlament

Öffentlichkeit gegen Gewalt (VPN) 1989 1990- 1992

Christlich-Demokratische Bewegung (KDH) 1990 1990- 1998 
1998-2002* 
2002-2010

Slowakische Nationalpartei (SNS) 1990 1990-2002
2006-2010*

Demokratische Partei (DS) 1990 1990- 1992 
1998-2002*

Partei der demokratischen Linken (SDK) *** 1990 1990-2002

Volkspartei -  Bewegung für eine demokratische Slowakei 
(LS-HZDS)

1991 1992-2010

Kommunistische Partei der Slowakei (KSS) 1992 2002 -  2006

Demokratische Union (DÜ) 1994 1994- 1998 
1998-2002*

Arbeitervercinigung der Slowakei (ZRS) 1994 1994- 1998

Partei der Ungarischen Koalition (SMK) 1998 1998-2010

Partei der Bürgerverständigung (SOP) 1998 1998 -  2002

Smer-Sozialdemokratie (Smer-SD) 1999 2002-2010

Slowakische Christlich-Demokratische Union -  
Demokratische Partei (SDKÜ-DS)

2000 2002-2010

Allianz des Neuen Bürgers (ANO) 2001 2002 -  2006

Most-Hid (dt. Brücke) 2009 2010-2010

Freiheit und Solidarität (SaS) 2009 2010-2010

B e m e r k u n g e n :

*  1 9 9 8  -  2 0 0 2  -  M i t g l i e d e r  d e r  K D H ,  D S  u n d  D U  w a r e n  1 9 9 8  a u f  d e r  L i s t e  d e r  W ä h l e r p a r t e i  ( S D K )  p l a z i e r t .  

* *  2 0 0 2  -  2 0 0 6  -  P a r t e i  h a t  s i c h  i n  v i e r  S u b j e k t e  g e s p a l t e n .

* * *  V o r  1 9 9 0  K o m m u n i s t i s c h e  P a r t e i  d e r  S l o w a k e i .  B e i  d e n  W a h l e n  1 9 9 0  k a n d i d i e r t e  s i e  n o c h  u n t e r  d e m  N a ­

m e n  K o m m u n i s t i s c h e  P a r t e i  d e r  S l o w a k e i .

* * * *  S t a n d  F e b r u a r  2 0 1 2 .  D a s  J a h r  2 0 1 0  b e d e u t e t ,  d a s s  d i e  P a r t e i e n  b e i  d e n  P a r l a m e n t s w a h l e n  2 0 1 0  d i e  f ü n f -  

p r o z e n t i g e  H ü r d e  b e w ä l t i g t  h a t t e n  u n d  i m  P a r l a m e n t  e i g e n e  F r a k t i o n e n  b i l d e t e n .  D i e  S i t u a t i o n  n a c h  d e n  W a h l e n  v o n  

2 0 1 2  i s t  n i c h t  b e r ü c k s i c h t i g t .

Legitimität der Parteien

Seit dem Beitritt der Slowakei zur EU kann man einen allm äh lichen  Z uw achs des 
Vertrauens gegenüber den politischen Parteien beobachten (Graphik 1). Nach Eur°' 
barometer 64 vom  Frühling 2005, in der Zeit der Dzurinda-Regiem ng, vertrauten den 
Parteien nur sieben Prozent der Bürger, während der EU-Durchschnitt an der G ren­
ze von 17 Prozent lag. Im G egenteil, 88 Prozent der befragten Stimmberechtigte11 
vertrauten den Parteien nicht, während der EU-Durschnitt 76 Prozent war. Ähnhc
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sahen die Ergebnisse ein Jahr später aus. Nach Eurobarometer 65 war die Slowakei 
zusam men mit Litauen und Polen eines der Länder mit dem niedrigsten Vertrauen der 
Bürger gegenüber den politischen Parteien. Nachdem  Robert Fico in 2006 Premiermi­
nister geworden war, verbesserten sich die Beziehungen der Bürger zu den Parteien. 
Nach Eurobarometer 72 vom  Herbst 2009 vertrauten den Parteien 18 Prozent bei dem
16-prozentigen EU-Durschnitt, bzw. den Parteien vertrauten nicht 78 Prozent (EU- 
Durchschnitt war 79 Prozent). 2010 erreichte das Vertrauen der Bevölkerung gegen­
über politischen Parteien seinen Höhepunkt. Den Parteien vertrauten sogar 25 Pro­
zent bei 18 Prozent EU-Durchschnitt, bzw. es vertrauten nicht 71 (EU-Durchschnitt 
77 Prozent).21 Im Vergleich zu den anderen EU-M itgliedstaaten w eist heute die slo ­
wakische Parteienlandschaft keine bedeutenden A bweichungen auf. Das Vertrauen 
der slow akischen Bevölkerung ist sogar höher als im EU-Durchschnitt. Trotz dieser 
Annahme genießen politische Parteien kein hohes Vertrauen, was ein Merkmal eines 
schwach institutionalisierten Parteiensystem s ist.

G rap h ik  1

Vertrauen zu politischen Parteien (in Prozent).

--------------------------------------------------------- » - S V K  —» - E U

Q u e l l e :  E u r o b a r o m e t e r  61-73.

Parteiorganisation

In einem  gut institutionalisierten Parteiensystem  verfugen Parteien über hineinrei- 
cnende Material- und Humanressourcen und über eine gut entwickelte hierarchische 

Ifuktur. Eine solche Partei steht nicht im Schatten ihres Führers, obwohl der für den 
w ahlerfolg w ichtig ist. Was die M aterialressourcen betrifft, sind die Parteien in der

Vgl. Europäische Union: Die öffentliche Meinung in der Europäischen Union: Eurobarometer 61 -73. 
P//cc.curopa.eu/public_opinion/archives/eb_arch_en.htm>.
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Slow akei vom  Staat gut besorgt.22 W ieviel Geld eine Partei bekommt, bestim m en drei 
Faktoren: 1) das Abschneiden der jew eiligen  Partei bei Nationalratswahlen, 2) die 
H öhe der Beiträge der Parteimitglieder und 3) die Höhe der Spenden, die die jew eilige  
Partei erhalten hat. Eine w ichtige Finanzquelle bildet die Vermietung von bew egli­
chem  und unbew eglichem  Vermögen.23 Trotz freigiebiger staatlicher Förderung gibt 
es zahlreiche Skandale, die mit der Finanzierung der Parteien verbunden sind. Bis 
heute wurde jedoch  kein Verdacht der Rechtsverletzung vor Gericht geklärt.

Obwohl slowakische Parteien über genug Finanzmittel verfügen, sieht die Situa­
tion aus der Sicht der Humanressourcen ganz anders aus. D ie Mitgliederzahl der slo­
wakischen Parteien ist niedrig. Zum Beispiel die SaS, deren C hef nach den Wahlen 
2010 zum Parlamentspräsident gewählt wurde, hatte im Dezem ber 2010 lediglich  
250 Mitglieder. D ie schwache Seite der Parteien ist, dass sie bei der Bildung der Kan­
didatenliste regionale Interessen nicht in Betracht ziehen und auf die Spitze der Kandi­
datenliste oft Personen mit dem Festwohnsitz in der Hauptstadt setzen. Bei den Wahlen 
2010 wurde die SaS zum Musterbild einer stark zentralisierten Partei. A u f den ersten 
acht Positionen der Liste waren ausschließlich Bewohner der Hauptstadt plaziert. Der 
erste Kandidat aus einer ostslowakischen Region befand sich erst auf dem 16. Platz. 
SaS-W ähler lehnten den Listenvorschlag ab, und durch die Präferenzstimmen änderten 
sie die R eihenfolge der Kandidaten. D ie Partei war nicht fähig, seit ihrer Gründung 
ausreichende regionale Strukturen zu bilden und dann Vertreter aus allen Regionen auf 
die Liste zu setzen. Das ist ein Bew eis, dass die vertikale Hierarchie innerhalb der Par­
tei von oben nach unten und nicht umgekehrt gebildet wird. A u f diese Art und Weise 
festigen die Gründungsväter ihre innerparteiliche M achtposition noch vor der Ausdeh­
nung der M itgliedschaft. B ei den Kommunalwahlen im Winter 2010 nominierte die 
SaS nur einzelne Kandidaten mit der Begründung, dass sie auf der regionalen Ebe­
ne nur w enige M itglieder habe, w eil sie nur ein Jahr vor den Wahlen entstanden sei- 
Wegen mangelnder M itgliederbasis suchen mehrere Parteien passende Kandidaten 
für die Regional- und Kommunalwahlen nicht in den eigenen Reihen, sondern unter 
den früher politisch nicht aktiven Bürgern (Ökonomen, Juristen, aber auch unter Tv- 
G esichtem  -  Schauspielern, Sportlern, Sängern). Es ist üblich, solche Kandidaten zu 
nominieren, die in die Partei erst kurz vor den Wahlen eintreten. Zu den Wahlen für 
das Europäische Parlament 2004 nominierte die SDK Ü-D S einen parteilosen Kandi­
daten, den ehem aligen populären Eishockeyspieler Peter St’astny. Erst im März 200o 
wurde er Parteimitglied. A u f die Liste derselben Partei war bei den Parlamentswah­
len 2006 als Elfter der Reihe der Wahlliste ein Fußballschiedsrichter (Eubo§ M ich el) 
gesetzt worden. D ie Wahlen fanden zudem während der Fußballweltmeisterschaft in 
Deutschland statt, w o der Kandidat manche Spiele entschied. Während der Legislatur­
periode wurde M ichel’ zu den größten Schlachtenbummlern unter allen Abgeordneten- 
Es folgte sein Austritt aus der Partei, und als er als Manager eines russischen Fußball- 
Clubs fest angestellt wurde, ignorierte er absolut seine Arbeit im Parlament.24 Trotz der 
A bwesenheit von den Sitzungen blieb er Abgeordneter bis zum Ende der Legislaturpe­
riode. Obwohl die Partei negative Erfahrungen mit den Seiteneinsteigem  hatte, setzte 
sie 2010 auf die Kandidatenliste wieder Kandidaten aus dem nichtpolitischen Bereich. 
Einer der drei Seiteneinsteiger wurde nach der Regierungsbildung sogar zum Minister

22 Vgl. M. Belko, Financovanie politickych stran na Slovensku, „Stredoevropske politicke Studie . 
Jh. VII., No. 2-3, 2005, S. 127-161.

:3 Vgl. Parteiengesetz oder R. Stefaniik, Christlich-demokratische Parteien in der Slowakei. Trna'a- 
UCM, S. 102.

:j Vgl. R. Stefaniik, Zur Entwicklung der slowakischen christlich-demokratischen Parteien naĈ  
den Parlamentswahlen 2006, „Slovenskä politologickä revue“, Jh. VIII., No. 2, 2008, S. 62-72.
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ernannt. D ie Nominierung von Seiteneinsteigem  ist nicht nur für die SD K Ü-D S ty­
pisch, sondern auch für andere Parteien. D ie Slowakische Nationalpartei plazierte ganz 
hoch auf der Liste den ehem aligen Eishockeyspieler Vincent Lukäc. Ein paar W ochen 
nach den Wahlen wurde er in den M edien w egen seiner Kontakte zur Mafia kritisiert.

Nach M ainwaring ist die Partei nur dann gut institutionalisiert, wenn sie nicht im  
Schatten ihrer leitenden Person steht.25 D ie slow akische Parteienlandschaft ist stark 
von der Personalisierung geprägt. Unter dem B egriff versteht man eine Verschiebung  
der Aufm erksamkeit der Politiker, der M edien und der W ähler von der Programmatik 
und der Ideologie auf den Kandidaten. W ie intensiv die Politik von der Personalisie­
rung betroffen ist, hängt nach Frank Brettschneider von institutionellen, situativen 
und individuellen Faktoren ab.26 Unter institutionellen Faktoren versteht er vor allem  
die Regierungsform. In einem  Präsidialsystem ist die Politik von der Personalisierung  
in höherem Maße betroffen, als in einer parlamentarischen Demokratie. D ie Slowakei 
ist zwar eine parlamentarische Republik, aber alle 150 Abgeordneten werden nur in 
einem gesamtstaatlichen Wahlkreis gewählt. D ieser Bestandteil des W ahlsystems de­
formiert die innerparteiliche Organisation seit 1998. D ie Parteien sind nicht motiviert, 
eigene Strukturen in allen Regionen zu bilden. Weil alle Kandidaten einer Partei bei 
den Wahlen au f einer W ahlliste plaziert sind, zieht der erste in der Reihe (üblich der 
Vorsitzende) größte Aufmerksamkeit von M edien auf sich. Zu den situativen A spek­
ten der Personalisierung gehört neben der Wahlkampfthematik auch das Kandidaten­
angebot der Parteien. D ie Wähler entscheiden sich für Kandidaten eher, wenn unter 
den Parteien keine bedeutenden programmatischen Unterschiede existieren, oder die 
Wähler bevorzugen eine Kandidatenwahl, wenn zw ischen Kandidaten markante U n­
terschiede sind. Schließlich, als individueller Faktor des personalisierten W ählerver­
haltens (Candidate-Voting) nennt Brettschneider das Nichtvorhandensein einer lang­
fristigen Identifikation mit einer politischen Partei. Das personalisierte W ählerverhal­
ten kommt vor, wenn zw ischen Partei und W ähler keine enge Verbindung existiert.27

Zur Personalisierung kommt es nicht nur durch den auf die Kandidaten orientierten 
Wahlkampf. Zu w ichtigen Akteuren der Politikpersonalisierung werden auch M edien. 
In der Slowakei tragen die M edien vor allem  seit Etablierung der großen privaten TV- 
Gesellschaften bei, die dem  Publikum eine vereinfachte Berichterstattung anbieten. 
Ungeachtet des niedrigeren N iveaus, aber mit der höheren Anzahl der Zuschauer brin­
gen sie Informationen einfach und schnell, ohne Bemühung die Them en gründlicher 
zu erklären. Berichte über Gesetze, Verträge oder Parlamentssitzungen kom m en nur 
selten vor. D ie M edien versuchen, Nachrichten vor allem  zu den Politikern anzubie­
ten. D ie Erzeugung einer Nachricht über einen Politiker ist doch einfacher als die 
einer Nachricht zum Programm.28

Stabilität der Wählerunterstützung

Ein langfristiges Merkmal der slow akischen Parteienlandschaft ist die hohe W äh­
lerfluktuation, die nach M ainwaring ein K ennzeichen eines schwach institutionali­
sierten Parteiensystems ist. Für eine A nalyse der Wählerfluktuation ist es optimal,

25 S. Mainwaring, Party Systems, S. 68.
26 F. Brettsehneider, Spitzenkandidaten und Wahlerfolg. Wiesbaden 2002, S. 207.
27 Ebd, S. 207.
‘8 J. W. Falter, A. Römmele, Professionalisienmg bundesdeutscher Wahlkämpfe, oder: Wie amerika­

nisch kann es werden? In: T. Berg (Ed.): Moderner Wahlkampf. Blick hinter die Kulissen. Opladen 2002, 
s -48-80, hier S. 51.
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wenn eine M einungsuntersuchung zur Verfügung steht, die am Wahltag durchgeführt 
worden ist (Exit Poll). D iese M ethode wird in der Slowakei jedoch  von keinem  staat­
lichen M einungsforschungsinstitut verwendet, und private Institute veröffentlichen  
deren Forschungsergebnisse frei nur teilw eise. Trotz der A bsenz von relevanten Daten 
von der W ahltagsbefragung kann man das Ausm aß der Volatilität aus dem Vergleich 
von W ahlergebnissen der Parteien in jew eiligen  Wahlen und aus der A nalyse der Ent­
w icklung der Wählerunterstützung (Tabelle 2) gut abschätzen. Daraus folgt, dass die 
Wählerfluktuation ein dauerndes Merkmal des slow akischen Parteiensystem s ist. Ei­
nige Parlamentsparteien erlebten einen schnellen Erfolg (AN O , SaS) und schnellen  
oder allm ählichen (ZRS, A N O , SOP, ES-H ZD S) Niedergang. Einige Parteien wurden 
von langjährigen M itgliedern verlassen, die anschließend neue politische Subjekte 
(ES-H ZD S, Smer-SD, M ost-Hid, SDE) gründeten, w elche dann frühere Wähler ande­
rer Parteien au f ihre Seite zogen.

T ab e lle  2

Entwicklung der Wählerunterstützung seit 2002 bis 2012, in Prozent

Wahlen
2002

Feb.
2005

Wahlen
2006

Feb.
2007

Feb.
2008

Jan.
2009

Jan.
2010

Wahlen
2010

Dez.
2010

Smer-SD 13,5 26,1 29,1 36,3 37,2 46,9 41,4 34,8 40,4
SDKU-DS 15,1 8,8 18,4 13,8 16.0 13,6 15,2 15,4 15,3
SaS _ _ _ _ _ - 5,1 12,1 9,5
KDH 8,3 8,8 8,3 8,0 9,1 7,1 9,0 8,5 8,7
SMK 11,2 10,9 11,7 11,0 9,0 9,0 5,6 4,3 5,0
Most-Hid - _ . . . - 5,2 8,1 7,0
SNS 3,3 7,9 11,7 12,0 13,6 8,3 6,2 5,1 5,5
ES-HZDS 19,5 15,5 8,8 9,2 8,1 8,1 6,5 4,3 3,8
ANO 8,0 6,1 1,4 1,3 1,2 0,3 _ _ -

KSS 6,3 7,5 3,9 3,8 2,5 1,6 1,8 0,8 1,9__

Q u e l l e :  W a h l s t a t i s t i k  d e s  S t a t i s t i k a m t e s  d e r  S l o w a k i s c h e n  R e p u b l i k ,  U m f r a g e n  d e r  F o c u s - A g e n t u r .

Auch Nationalratswahlen 2010 brachten hohe W ählervolatilität zum Ausdruck 
(Tabelle 329). W ie bei den vorherigen Wahlen 2006 geriet ins Parlament w ieder eine 
neu gegründete Partei, SaS. M it 12,14 Prozent von Stimmen erlangte sie 22 Mandate 
(von 150). A ls zweitgrößte Regierungspartei gewann sie das Amt des Parlaments­
präsidenten und vier Regierungssitze. A lle gewählten Abgeordneten der SaS hatten 
früher keine Erfahrung mit der Funktion eines Abgeordneten oder eines anderen ho­
hen Staatsamtes (M inisters oder Staatssekretären) gehabt. Ihre W ähler waren vor vier 
Jahren Anhänger m eistens der SD K Ü -D S aber auch der Partei Sm er-SD, oder sie 
gehörten zur Gruppe der Nichtwähler.30 T eilw eise neu war im Parlament auch die Par- 
tei M ost-H id (dt. Brücke). D ie Fraktion wurde vor allem  von den ehem aligen SMK- 
W ählem  unterstützt, aber dank den slow akischen Kandidaten sow ie vier Kandidaten 
aus der außerparlamentarischen Partei OKS (Bürgerlich-Konservative Partei), die aut 
der Liste plaziert waren, wurde sie auch von Slowaken unterstützt. Ein B ew eis hoher

;g Zum Vergleich der Situation zwischen 2002 und 2006 siehe T. Haughton, M. Rybàf: A Change< 
S. 234.

,J Vgl. O. GyarfâSovâ, Stabilita a premenlivost' voliéského sprdvania, „Pravda“, 14.10.2010, S. 34-3--
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W ählerfluktuation  ist die N ich tw iederw ahl der längst etab lierten  P arteien  LS-H Z D S 
und SM K, und  m arkan ter W ählerverlust der S low akischen  N ationalpartei, aber auch 
W ählergew inn für die Sm er-SD , deren  W ähler früher A nhänger der L S-H Z D S  und 
der SNS gew esen  w aren. A usgenom m en der SaS kam  es in 2010 zu  keinen  bedeu ten ­
den W ählerw anderungen  zw ischen  linken und  rech ten  P arteien .31 S tabil b lieben  die 
C hristdem okraten , deren  W ählergunst sich  a u f  der G renze gegen  8,5 P rozent bei den 
drei h in tere inander fo lgenden W ahlen befand  (2002 und  2006 -  8,3 P rozent; 2010 — 
8,5 P rozent).

T ab e lle  3

Wählerverluste und Wählergewinne in 2010

Stimmen
2006

Prozent Mandate Stimmen
2010

Prozent Mandate
Smer-SD 671 185 29,14 50 + 208 926 + 5,65 + 12
SDKÜ-DS 422 815 18,35 31 - 32 773 -2,93 -3
SaS - - + 307 287 + 12,14 + 22
k d h 191 443 8,31 14 + 24 312 + 0,21 + 1
SMK 269 111 11,73 20 - 159 474 -7,4 -20
Most-Hid - - - + 205 538 + 8,12 + 14
SNS 270 230 11,68 20 - 141 740 -6,61 - 11
ES-HZDS 202 540 8,79 15 - 93 060 -4,47 - 15
ANO 32 775 1,42 0 - 32 775 - 1,42 0
KSS 89 418 3,88 0 -68  314 -3,05 0
SF 79 963 3,47 0 - 79 963 -3,47 0
SDE 2 906 0,12 0 + 58 231 + 2,29 0
Andere 103 531 3,11 - - -

Insgesamt 2 335 917 100 150 - - -

Quelle: Statistikamt der Slowakischen Republik

Stabilität der Partei nach dem Parteileitungswechsel

W ichtige Ind ikatoren  der Institu tionalisie rung  der po litischen  P arteien  sind die 
H äufigkeit der P arteileitungsw echsel und die Fähigkeit der Partei nach dem  W echsel 
Yon G ründungsvätem  zu überleben. N ach  La P alom bara  a M yron W einer gehören 
D auerhaftigkeit und U nabhäng igkeit von ak tuellen  F ührern  zu den p rim ären  E igen ­
schaften stab iler po litischer P arte ien .32 D as P roblem  v ie ler slow akischer Parteien  b e ­
steht darin , dass sie als P roduk t von A ktiv itäten  ih rer F ührer oder einer k le inen  G rup- 
Pc von po litisch  engagieren  B ürgern  en tstehen33 Von deren E ngagem ent häng t dann 
die P opularitä t der ganzen  Partei ab. N ach oben genannten  K riterien  ist die Partei 
'nstitu tionalisiert, w enn sie nach dem  P arteileitungsw echsel keine W ähler verliert.

Vgl. Ebd.
Vgl. j. LaPalombara, M. Weiner, The Origin and Development o f  Political Parties, in: J. LaPalom- 

ara> M. Weiner (Eds.), Political Parties and Political Development. Princeton 1966, S. 3-42.
Vgl. L. Kopeiek, Institutionalization o f  Slovak Political Parties and Charismatic Leaders, „Stfe- 

d°cvropske politicke Studie“ , Jh. VI., No. 1,2004, S. 1-11, hier S. 2.
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Von den  zw ei ä ltesten  P arteien  (K D H  und  SN S) s ind  nur d ie  C hristdem okraten  
stabil. In 20 Jahren  ih rer E x istenz kam  es zum  W echsel des P arteip räsiden ten  zw ei­
m al, w obei keine  N euw ahl einen  E influss a u f  d ie  W ählerp räferenzen  hatte. E ine an­
dere E rfah rung  hat die N ationalpartei. Jan  S lota w ar der fünfte  P arte ip räsiden t seit 
d e r P arteigründung. Z u  den T urbulenzen , bzw. zu  der S paltung  der Partei in sogar 
v ie r k le ine M in iparte ien  kam  es nach  1999, als A nna B elousovovä zu r P arteipräsi­
den tin  gew äh lt w urde. B ei den W ahlen 2002 w ar keine der N ach fo lgeparte ien  fähig, 
d ie  H ürde zu  bew ältigen , um  ins P arlam en t einzuziehen . D ie spannende S ituation  in 
d e r SN S zw ischen  S lota und  B e lousovovä w iederho lte  sich  auch nach  d er W ahl des 
V orsitzenden 2010. Seit B e lousovovä gegen  S lo ta  in d e r W ahl n ich t e rfo lg reich  war, 
w urde sie in der Partei m arginal isiert, w onach  sie aus der SN S austra t und  eine neue 
Partei gründete . Z u  der Spaltung  nach  der W ahl eines neuen  P arte ip räsiden ten  kam  
es auch  in der Partei der U ngarischen  K oalition . 2007 w urde zum  neuen V orsitzenden 
Pal C säky, der den  langjährigen  popu lären  P o litiker B ela B ugär a u f  se inem  Posten 
ab löste . 2009  trat B ugär aus d er Partei aus und  g ründete ein  neues S ubjekt, M ost- 
H id. Bei den  W ahlen 2010  bew arben  sich so um  die S tim m en der in der S low akei 
lebenden  U ngarn  zw ei ethn ische P arteien . D ie anderen  im heu tigen  N ationalra t ver­
tre tenen  P arte ien  haben  den C h e f  noch  n ich t gew echselt, obw ohl n ich t n u r d ie  Wahl 
des P arte ivorsitzenden , sondern  bere its  d er freie W ettbew erb von  m indestens zwei 
K and ida ten  fü r d ie  S tab ilitä t der Partei gefährlich  ist. D ie SDKLJ-DS erleb te tu rbu­
lente Z eiten , nachdem  an dem  Parteitag  2002 n ich t nur der am tierende M iku läs D zu­
rinda zum  C h e f  kand id iert hatte , sondern  auch deren  früherer V izevorsitzender Ivan 
S im ko. N ach  seinem  erfo lg losen  V ersuch gegen D zurinda zu  kand id ieren , w urde er 
in  der Partei m arg inalisiert. Z w ei Jah re  später, nach  dem  innerparte ilichen  K onflikt 
m it D zurinda, tra t e r  aus d er Partei aus. S päter g ründete er eine neue Partei, in  der 
e r  am  ersten  P arteitag  w ieder erfo lg los zum  C h e f  kandid ierte . D er A ustritt der po li­
tisch  unbefried ig ten  P o litike r aus d er Partei und  die daraus fo lgende G ründung  einer 
neuen  P artei ist ein  üb liches P hänom en  der slow akischen  P arte ien landschaft, das seit 
1989 v ie le  F rak tionen  betraf.

S chw ache K ohärenz innerhalb  der P arteien  ist ein w eiteres M erkm al der slow a­
k ischen  P arteien landschaft. S treitigkeiten  en tstehen  in der R egel w egen  M einungs­
versch iedenheiten  un te r einflussre ichen  Personen. In ein igen Fällen  kam  es sogar zu 
S paltungen der Partei. E ines der B eisp ie le  für eine ursprünglich  ideologisch  geteilte 
P artei s te llt d ie SD K Ü -D S  dar. D ie Partei entstand  zuerst als ein  Z usam m enschluss ei­
n e r rech tskonservativen  und einer liberalen  G ruppierung. N ach  den ersten  Satzungen 
sollte die Partei a u f  zw ei ideo log ischen  F lügeln  aufgebaut w erden. D ieses Vorhaben 
w urde je d o ch  nie realisiert, w as Skepsis un ter den ehem aligen  M itg liedern  der libera­
len G ruppierung  hervorrief. S tre itigkeiten  innerhalb  der SD K Ü -D S w aren auch nach 
den W ahlen 2010 intensiv. A u f  der einen Seite befanden  sich A nhänger des Parteiprä- 
s iden ten  M ikuläs D zurinda, die andere Seite b ildeten  A nhänger d e r P rem ierm inisterin  
Iveta Radiöovä. Es ist n icht auszuschließen , dass der S turz der R adiöovä- R egierung 
im  O ktober 2011 eine direkte F olge des K onflikt innerhalb  der SD K Ü -D S war.

Innerhalb  von anderen Parteien  w aren  in terne F lügel ebenfalls zu finden. U nter 
d iesen U m ständen sind die Parteien  je d o ch  n icht fähig für lange Z eit zu  existieren. 
N ach einer bestim m ten  Zeit kom m t es en tw eder zu  der M arg inalisierung  der Vertreter 
eines F lügels oder nach der E skalation  von innerparteilichen  S tre itigkeiten  zu deren 
Parteiaustritt.

K o h ä re n z
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W ährend  innerparteiliche Flügel m eistens in  einer latenten Form  ex istieren  und 
sich nach außen nu r selten  präsen tieren , um  der M arginalisierung  des eigenen  E in ­
flusses zu entgehen, befanden  sich  in der W ahlperiode 2010-2012  im  P arlam en t zw ei 
Parteien, deren  F rak tionen  in tern  deutlich  geteilt sind. D ie P räferenzstim m en halfen  
den v ier letzten K andidaten  a u f  der L iste der SaS beim  E inzug ins P arlam ent. N och 
vor der A bstim m ung über die R egierungserk lärung  ste llte sich  heraus, dass die v ier 
K andidaten , die in der G ruppe m it dem  N am en „E infache L eute“ zusam m engesch los­
sen sind, ein instab iler B estandteil der K oalitionsm ehrheit w ird. Im  Jahre 2012 haben 
sie eigene Partei gegründet34. Es sollte keine k lassische Partei m it R egionalstruk turen  
sein, sondern  eine W ahlpartei, die den populären  Persönlichkeiten  eine C hance gibt, 
zum  A m t des A bgeordneten  als parte iunabhäng iger B ürger zu kandidieren . N eben 
den „einfachen  L euten“ halfen  die P räferenzstim m en auch den K andidaten  der B ür­
gerlich-K onservativen  Partei (O K S), einer außerparlam en tarischen  Partei35, die a u f  
der L iste der neugegründeten  M ost-H id  p laziert w aren. Sie b ildeten  einen stabilen  
B estandteil der M ost-H id-Frak tion , aber nach außen präsen tierten  sie sich als se lb ­
ständige von der M ost-H id  unabhängige Partei.

A us der A nalyse erg ib t sich die anhaltende schw ache Institu tionalisierung  des slo ­
w akischen P arteiensystem s. A ls Ind ikatoren  w urden  O rganisationsalter, innerparte i­
liche O rganisation, W ählerfluktuation und S tabilitä t nach der W ahl des P arte ivorsit­
zenden verw endet. W as das A lte r betrifft, w ird  das P arteiensystem  von der E ntstehung  
yon neuen Parteien  beeinflusst. In der W ahlperiode 2010-2012  saßen nur zw ei S ub­
jek te  im P arlam ent, (K D H  und SN S), die m ehr als 15 Jahre existierten . O bw ohl beide 
Parteien längst e tabliert w aren, erleb ten  sie m ehrere S paltungen. A ndere M erkm ale 
eines schw ach  institu tionalisierten  System s sind  schw ache V erankerung in der G e­
sellschaft, w enige M itg lieder und anhaltende W ählerfluktuation , obw ohl d iese w enig  
zw ischen linken und  rech ten  P arteien  verläuft, sondern  überw iegend  innerhalb  der 
rechten Parteien. Im  G egenteil, zu den stab ilisierenden  F aktoren des P arteiensystem s 
gehören genügende F inanzquellen  und  A bsenz von autoritären  Politikern.

Bei der B etrach tung  d er jew eilig en  P arteien  erscheinen  gut institu tionalisiert die 
C hristdem okraten  aus der K D H . Sie ex istieren  seit 20  Jahren , erleb ten  zw eim al Par­
te ileitungsw echsel, ohne dadurch eigene W ähler zu verlieren , die Partei steht n icht 
lrn Schatten ih rer F ührer und arbeitet auch m it program m atisch  ähnlichen  n ich tpo li­
tischen O rganisationen. G ut institu tionalisiert schein t auch die linksorien tierte  Sm er- 
SD zu sein, aber im  V ergleich zu den C hristdem okraten  ist sie w esentlich  jünger, und 
die Parteim itg lieder haben noch keinen  zw eiten  V orsitzenden gew ählt. D ie heutige 
Popularität der L inken beruht a u f  der P opularitä t ihres Parteipräsidenten  R obert Fico. 
Es bleibt also  offen, ob es der Partei gelingt, ihre hohen W ählerpräferenzen  auch nach 
dem  W echsel der P arteileitung  zu bew ahren.

Ein höherer G rad der Institu tionalisie rung  des slow akischen  Parteiensystem s ist in 
der nahen Z ukunft n icht zu erw arten , eher um gekehrt. D ie zw ei im  P arlam ent vertre te­
nen Parteien  (SaS und M ost-H id) in der Periode 2010-2012  hatten  keine einheitlichen  
Fraktionen, w as zu  einer w eiteren  Splitterung  der P arteien landschaft führte. In v ier

14 Vgl. J. Majchräk, Chcem sa vysmiat’ stranäm. Interview mit Igor Matovic, dem Mitglied des Natio­
nalrates der Slowakischen Republik aus der Gruppe Einfache Leute, „Tyzdefi“, 10.1.2011.

35 In den Umfragen befindet sich die OKS langfristig unter einem Prozent.
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Parteien  w urden  noch  keine N achfo lger der P arteigründer gew ählt. D ie Instabilitä t 
bez ieh t sich vo r allem  a u f  die rech ten  Parteien . D ie L inke Partei Sm er-SD  gilt heute 
als die stab ilste  F raktion  m it sehr stabiler, bzw. w achsender W ählerschaft. V ier Jahre 
in der R egierung  zw ischen  2006 -  2010 und  auch der A bgang  in d ie  O pposition  nach 
den P arlam entsw ah len  2010 hatten  keinen  negativen  E influss a u f  deren  W ählerpräfe­
renzen. A ußerdem  w ird  die Partei in tensiv  von  dem  größten  G ew erkschaftsbund  u n ­
te rstü tzt, und  stabil ist sie auch in den R egionen  und  G em einden. E ine schw ache Seite 
d ieser Partei ist, dass ihre P opularitä t a u f  dem  C harism a ihres V orsitzenden Robert 
F ico  beruht. Ä hnlich  popu lär w ar in der V ergangenheit nu r V lad im ir M eciar. D a er 
sein  C harism a allm äh lich  verlo ren  hatte und  es in der Partei innerhalb  von 20 Jahren 
zu  keinem  P arteileitungsw echsel gekom m en w ar, w ar sie 2010 n ich t w ieder fähig  ins 
P arlam ent einzuziehen. U m  die F eh ler der L S-H Z D S  n icht zu  w iederholen , sollten  die 
Sm er-SD , aber auch  die anderen  F raktionen, a u f  die E ntw ick lung  und S tabilisierung 
der innerparteilichen  P rozessen  achten.

Ph. D r Radoslav Śtefanćik, Uniwersytet Ekonomiczny w Bratysławie, Słowacja (radolist@ 
yahoo.de)
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ABSTRACT

The treatise outlines the current Slovak party system from the perspective o f  its institutionalization. 
The text is based on the assumption that weak institutionalization was an ongoing attribute o f  the Slovak 
party system after the general elections in 2010, which eventually led to the overthrow o f  the Radicova 
government. The text presents the theory o f  the institutionalization ofpolitical parties and development o f 
the Slovak party system and thus analyzes features o f  the weakly established party system. A weak anchor­
ing ofparties in the party landscape and high volatility are presented as the most striking features o f  the 
Slovak party system.

Przegląd Zachodni, nr 4, 2014 Instytut Zachodni


